
951.31 

Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2020 Nr. 322 ausgegeben am 27. Oktober 2020 

 

Gesetz 
vom 3. September 2020 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
bestimmte Organismen für gemeinsame 

Anlagen in Wertpapieren 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 28. Juni 2011 über bestimmte Organismen für ge-
meinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG), LGBl. 2011 Nr. 295, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 3 Einleitungssatz und Bst. b bis d 

3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchführung folgender 
EWR-Rechtsvorschriften: 
b) der Richtlinie 2010/43/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates im Hinblick auf organisatorische Anforderun-
gen, Interessenkonflikte, Wohlverhalten, Risikomanagement und den 
Inhalt der Vereinbarung zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsge-
sellschaft (ABl. L 176 vom 10.7.2010, S. 42); 

 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 73/2020 
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c) der Richtlinie 2010/44/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur 
Durchführung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates in Bezug auf Bestimmungen über Fondsver-
schmelzungen, Master-Feeder-Strukturen und das Anzeigeverfahren 
(ABl. L 176 vom 10.7.2010, S. 28, L 179 vom 14.7.2010, S. 16); und 

d) der Verordnung (EU) 2017/1131 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 14. Juni 2017 über Geldmarktfonds (ABl. L 169 vom 
30.6.2017, S. 8). 

Art. 3 Abs. 1 Ziff. 29 und 35 sowie Abs. 3 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 
29. "zuständige Behörden": 

a) die von den EWR-Mitgliedstaaten nach Art. 97 der Richtlinie 
2009/65/EG bezeichneten Behörden, in Liechtenstein die FMA; 

b) die zuständige Behörde für Geldmarktfonds im Sinne des Art. 2 
Ziff. 17 Bst. a der Verordnung (EU) 2017/1131, in Liechtenstein 
die FMA; 

35. "Geldmarktfonds": ein Fonds im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EU) 2017/1131. 

3) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen der nach Art. 1 Abs. 3 
anwendbaren EWR-Rechtsvorschriften ergänzend Anwendung. 

Art. 24 Abs. 1 

1) Eine Verwaltungsgesellschaft, ein Liquidator oder ein Sachwalter 
haftet den Anlegern für den aus der Verletzung der Art. 20 bis 23 dieses 
Gesetzes oder der Bestimmungen nach Art. 1 Abs. 3 anwendbaren 
EWR-Rechtsvorschriften entstandenen Schaden, sofern ihrerseits ein 
Verschulden nachweislich nicht ausgeschlossen werden kann. Eine Auf-
gabenübertragung nach Art. 22 auf Dritte lässt die Haftung unberührt. 
Eine Beschränkung dieser Haftung ist ausgeschlossen. 

Art. 128 Abs. 1 und 2 Bst. k 

1) Die FMA überwacht den Vollzug dieses Gesetzes und der dazu er-
lassenen Durchführungsverordnungen sowie der nach Art. 1 Abs. 3 an-
wendbaren EWR-Rechtsvorschriften. Sie trifft die notwendigen Mass-
nahmen direkt, in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsorganen oder 
durch Anzeige bei der Staatsanwaltschaft. 
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2) Der FMA obliegt insbesondere: 
k) die Zulassung von Geldmarktfonds sowie die Genehmigung der 

Verwaltungsgesellschaften zur Verwaltung von Geldmarktfonds, ein-
schliesslich der diesbezüglichen Mitteilung an die ESMA; 

Art. 129 Abs. 1, 2 Bst. a und k sowie Abs. 6 

1) Erhält die FMA von Verletzungen dieses Gesetzes sowie der nach 
Art. 1 Abs. 3 anwendbaren EWR-Rechtsvorschriften oder von sonstigen 
Missständen Kenntnis, so ergreift sie die zur Herstellung des rechtmässi-
gen Zustandes und zur Beseitigung der Missstände notwendigen Mass-
nahmen. 

2) Die FMA ist insbesondere befugt: 
a) von den diesem Gesetz, den nach Art. 1 Abs. 3 anwendbaren EWR-

Rechtsvorschriften und ihrer Aufsicht Unterstellten, jeder mit den 
Tätigkeiten der Verwaltungsgesellschaft, des OGAW oder des Geld-
marktfonds in Verbindung stehenden Person sowie solchen Perso-
nen, die unter dem Verdacht stehen, unter Verstoss gegen die Zulas-
sungspflicht nach diesem Gesetz oder den nach Art. 1 Abs. 3 an-
wendbaren EWR-Rechtsvorschriften Tätigkeiten auszuüben, alle für 
den Vollzug dieses Gesetzes sowie der nach Art. 1 Abs. 3 anwendba-
ren EWR-Rechtsvorschriften erforderlichen Auskünfte, Informatio-
nen und Unterlagen zu verlangen; 

k) Praktiken, die gegen dieses Gesetz oder die nach Art. 1 Abs. 3 an-
wendbaren EWR-Rechtsvorschriften verstossen, zu untersagen. 

6) Veröffentlicht die FMA Formulare für die Erstattung von nach 
diesem Gesetz oder der nach Art. 1 Abs. 3 anwendbaren EWR-Rechts-
vorschriften erforderlichen Anträgen, Meldungen, Mitteilungen und 
Anzeigen, sind diese von den Antragstellern und Melde-, Mitteilungs- 
und Anzeigepflichtigen zu verwenden. Andernfalls ist die FMA berech-
tigt, den Antrag als nicht gestellt und die Melde-, Mitteilungs- und An-
zeigepflicht als nicht erfüllt anzusehen. 

Art. 143a Abs. 2 Bst. v 

2) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in 
die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 
wegen Übertretung mit Busse bis zu 200 000 Franken bestraft, wer: 
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v) gegen die Verordnung (EU) 2017/1131 verstösst, in dem er: 
1. entgegen Art. 4 die Zulassung von Geldmarktfonds aufgrund fal-

scher Angaben oder durch andere irreguläre Mittel erhalten hat; 
2. entgegen Art. 6 ohne Zulassung die Bezeichnung "Geldmarkt-

fonds" verwendet; 
3. entgegen Art. 9 bis 16 eine der Anforderungen bezüglich der Zu-

sammensetzung der Vermögenswerte nicht erfüllt; 
4. entgegen Art. 17, 18, 24 oder 25 eine der Anforderungen bezüg-

lich des Portfolios nicht erfüllt; 
5. entgegen Art. 19 oder 20 eine der Anforderungen bezüglich der 

internen Bewertung der Kreditqualität nicht erfüllt; 
6. entgegen Art. 21, 23, 26 bis 28 oder 36 eine der Anforderungen 

bezüglich der Geschäftsführung, Dokumentation oder Transpa-
renz nicht erfüllt; 

7. entgegen Art. 29 bis 34 eine der Anforderungen bezüglich der 
Bewertung nicht erfüllt; oder 

8. entgegen Art. 37 eine der Anforderungen bezüglich der Melde-
pflichten nicht erfüllt. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 22/2020 vom 7. Februar 2020 zur Änderung von 
Anhang IX (Finanzdienstleistungen) des EWR-Abkommens in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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